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für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 5 Ausgegeben Danzig, den 13. Januar 1923 


x Inhalt. Geſetz betreffend هو رن‎ der privaten Vorſchulen. Vom 31. Dezember 1922 (S. 41). — Feſt⸗ 
ſezung der Poſtgebühren im Verkehr mit Deutſchland und dem Memelgebiet mit Wirkung vom 15. Januar (S. 43). — 
Verordnung zur Aenderung der Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904 (S. 44. — Verordn ung zur Aende⸗ 
rung der Anweiſung für den Funkentelegraphendienſt (S. 45). — Verordnung betreffend Aenderung der Telegraphen- 
gebühren im Verkehr mit Deutſchland, dem Memelgebiet und Polniſch Oberſchleſien S. er — Verordnung betreffend 
Aenderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen lausſchl. Polniſch Oberſchleſien) (S. 46). — Verordn ung 
betreffend Aenderung der Ferngeſprächgebühren im Verkehr mit Polen (ausjchl. Polniſch Oberſchleſien) (S. 46). — Feſt⸗ 
ſetzung der Poſtgebühren im Verkehr mit dem Ausland (außer Deutſchland, dem Memelgebiet und Polen) vom 15. Januar 
1923 an (©. 47). — Verordnung zur Aenderung der Poſtſcheckordnung (S. 47) — Verordnung zur Aenderung der 
Poſtordnung (S. 53 — Verordnung betr. Aenderungen der Beſtimmungen über Schöffen und Geſchworene vom 15. Sep⸗ 
tember 1922 (S. 53). — Verordnung zur Aenderung der geſetzlichen Poſtſcheckgebühren (S. 53). 


11 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
betr. Aufhebung der privaten Vorſchulen. Vom 31. Dezember 1922. 


83; 

Mit der Aufhebung der privaten Vorſchulen ſoll mit dem Schuljahr 1923 begonnen werden. 
Späteſtens Oſtern 1929 muß fie durchgeführt fein. Von Oſtern 1923 ab dürfen Zuſchüſſe aus Staats- 
mitteln nur für ſolche privaten Vorſchulen oder Vorſchulklaſſen gezahlt werden, die ſich im Abbau befinden 
und denſelben regelmäßig durchführen. Von Oſtern 1925 ab dürſen derartige Zuſchüſſe überhaupt nicht 
mehr gezahlt werden. 

8.2. 


Die Inhaberin und die Lehrperſonen einer von der Schulaufſichtsbehörde genehmigten, im Gebiete 
der Freien Stadt Danzig zurzeit der Aufhebung in Betrieb befindlichen privaten Vorſchule haben bei Auf- 
hebung dieſer Schule Anſpruch auf eine Entſchädigung aus Staatsmitteln, die vom Senat feſtzuſetzen iſt. 

8 3. 

Die Entſchädigung geſchieht nach Maßgabe folgender Beſtimmungen: 

a) Sächliche Verluſte der Schulinhaberin werden nur dann entſchädigt, wenn der Nachweis geführt 
wird, daß die bisher für den Schulbetrieb benutzten Räume nicht in anderer Weiſe und mindeſtens 
zu ortsüblichen Preiſen nutzbar gemacht werden können, oder daß die bisher benutzten Lehr- 
und Lernmittel, Einrichtungsgegenſtände uſw. nicht zu einem Preiſe veräußert werden können, 
der nach dem gemeinen Werte beſtimmt wird. 

b) Die perſönlichen Einnahmeausfälle der Schulinhaberin werden, wenn fie mindeſtens 18 Jahre 
lang als Leiterin oder Lehrerin an einer genehmigten privaten Vorſchule oder genehmigten 
Privatſchule voll beſchäftigt geweſen iſt, durch eine laufende Entſchädigung ausgeglichen, die 
unter billiger, von der Schulauffichtspehörde feſtzuſetzender Anrechnung ihrer bisherigen Lehr- 
tätigkeit 80% des jeweiligen Ruhegehalts beträgt, das die Inhaberin erhalten würde, wenn fie 
als Volksſchullehrerin im öffentlichen Schuldienſt tätig geweſen wäre. Auch kann eine einmalige 
Entſchädigung vereinbart werden. f 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 21. 1. 1923). 
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©) Die Lehrperſonen, welche die Befähigung für den öffentlichen Volksſchuldienſt beſitzen, werden 
unter billiger, von der Schulaufſichtsbehörde feſtzuſetzender Anrechnung ihrer bisherigen Lehr- 
tätigkeit nach Möglichkeit in den öffentlichen Schuldienſt übernommen oder als Anwärter für den 
öffentlichen Schuldienſt vorgemerkt, oder es wird ihnen nach Möglichkeit eine entsprechende 
beſoldete Stelle im ſtaatlichen oder kommunalen Verwaltungsdienſt übertragen. 

Sind fie nach dem Urteil der Schulaufſichtsbehörde nicht mehr imſtande, eine ſolche Tätigkeit 
auszuüben, ſo erhalten ſie, wenn ſie mindeſtens 20 Jahre lang an einer genehmigten privaten 
Vorſchule oder genehmigten Privatſchule voll beſchäftigt geweſen ſind, eine laufende oder einmalige 
Entſchädigung aus der Staatskaſſe gemäß Ziffer b. 

d) Lehrperſonen, denen ohne Befähigung für den öffentlichen Volksſchuldienſt die Erlaubnis zur 
Erteilung von Privatunterricht gegeben worden iſt, und die mindeſtens 20 Jahre lang an einer 
genehmigten privaten Vorſchule oder genehmigten Privatſchule voll beſchäftigt geweſen ſind, 
erhalten, wenn ſie nach dem Urteil der Schulaufſichtsbehörde nicht mehr imſtande ſind, eine ihrer 
Berufsausbildung entſprechende Tätigkeit auszuüben, eine laufende Entſchädigung aus der 
Staatskaſſe. Dieſe beträgt 80% des jeweiligen Ruhegehalts eines Beamten der Beſoldungs— 
gruppe 6, abzüglich der für Lehrerinnen vorgeſchriebenen Minderung von 10%. - 


§ 4. 

Auf die Lehrperſonen einer im Gebiete der Freien Stadt Danzig in Betrieb befindlichen, von der 

Schulaufſichtsbehörde genehmigten Privatſchule, an welcher neben höheren Schulklaſſen auch Vorſchulklaſſen 
beſtehen, finden, falls dieſe Lehrperſonen durch Aufhebung der Vorſchulklaſſen ihre Stelle verlieren, die 
Beſtimmungen des § Sc) und d) ſinngemäße Anwendung. 

Die Inhaberinnen (Leiterinnen) ſolcher Privatſchulen, deren Fehlbeträge aus öffentlichen Mitteln 
gedeckt worden ſind und weiter gedeckt werden, haben bei Aufhebung der Vorſchulklaſſen keinen Anſpruch auf 
eine Entſchädigung, falls dieſe Schulen nach Aufhebung der Vorſchulklaſſen weitergeführt werden. 

7 § 5. 

Die nach § 3 und 4 gewährten laufenden Entſchädigungen werden unter denſelben Vorausſetzungen 
gekürzt, ruhen oder erlöſchen, unter denen ſtaatliche Ruhegehälter gekürzt werden, ruhen oder erlöſchen. Wenn 
eine Leiterin oder Lehrerin ſich verheiratet oder wieder eine Privatſchule eröffnet oder im privaten oder 
öffentlichen Schuldienſte voll beſchäftigt wird, erliſcht die Entſchädigung. 


8 6. 
Die zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlichen Mittel werden alljährlich im Haushaltsplan 
nachgewieſen. 8 
1 


Mit der Ausführung des Geſetzes wird der Senat beauftragt. 

Gegen den Feſtſtellungsbeſcheid des Senats iſt unter Ausſchluß des ordentlichen Rechtsweges binnen 
2 Wochen nach Zuſtellung die Klage beim Bezirksausſchuß und gegen deſſen Entſcheidung binnen 2 Wochen 
die Reviſion bei dem für Verwaltungsſtreitſachen zuſtändigen oberſten Gericht gegeben. Letztere kann nur 
auf einen Mangel des Verfahrens oder auf eine Verletzung des geltenden Rechts geſtützt werden. 

Die Entſcheidung der Schulaufſichtsbehörde über die Verwendbarkeit einer Leiterin oder einer Lehr— 
perſon einer Privatſchule im öffentlichen Schuldienſte und die Feſtſtellung des Beſoldungsdienſtalters (8 3 
iſt für den Verwaltungsrichter bindend. 5 


Das Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 31. Dezember 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Strunk. 
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Bekanntmachung. 


Die Poſtgebühren im Verkehr mit Deutſchland und dem Memelgebiet werden mit Wirkung vom 
15. Januar abweichend von den für den Verkehr innerhalb des Freiſtadtgebiets geltenden Gebühren wie 


folgt feſtgeſetzt: 


1. Brieſſendungen. 


„ I bis 2 Kilogramm (nur für einzeln verſandte, ungeteilte Druckbände) ) 5 
für Anſichtskarten, auf deren Vorderſeite Grüße oder ähnliche Höflichkeitsformeln mit 
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) Briefe, Druckſachen, Geſchäftspapiere und Miſchſendungen find über das für den vor tehenden ermäßigten Tarif 
geltende Meiſtgewicht hinaus bis ۳ dem im Be یم‎ vorgeſehenen Meiſtgewicht (d. i. bis 2 kr, als Druckſachen einzeln 
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is 3 kg) zugelaſſen; 
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e) über 10000 M für je 10 000 M oder einen Teil davon „ 80 „, 
2. für unverſiegelte Wertpakete bis zu einer beſonders feſtzuſetzenden Wertgrenze auf die Hälfte der 
vorſtehend unter 1 angege benen Sätze. 


IV. Poſtanweiſungen. 
ür Poſtanweiſungen 


RRR ی‎ auf 30 M, 
,... اد‎ A 
c RAL O Ga REGS ORE Ait 
۲۱۱0۵ e 100 
„ 20000 „ 30000 EPV ĩ ĩłb TTT RAO, 
rr ی‎ 2 2 5 De 7 180 
n DPT ĩͤ بر‎ 220 „ 


Danzig, den 8. Januar 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


— Zander. 


18 VBerorduung 


zur Anderung der Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904. 

Auf Grund des Geſetzes betreffend Aenderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47) wird die Telegraphenordnung vom 16, Juni 1904 nebſt Anderungen wie folgt geändert: 

1. Im 8 3 „Allgemeine Erforderniſſe der Telegramme“ ift ۱ 
unter VIII zu erſetzen „3000 M“ durch: 10 000 M, 
unter IX im 3. Abf. „3000 M“ durch: 10000 M, 
im 4. und 6. Abſ. „30 ۳ durch: 100 M, 
im 7. Abſ. „3000 M“ durch 10 000 M und „30 M“ durch: 100 M. 

2. Im § 7 „Gebühren für gewöhnliche Telegramme“ unter III erhält der 2. Abſatz „Für jedes 
JJ 0, © folgende Faſſung: : 

Für jedes außerhalb der Schalterftunden oder an Sonntagen und allgemeinen Feiertagen 
aufgelieferte Telegramm iſt im Inlandsverkehr (einſchl. Deutſchland, Memelgebiet und Polen) 
ein Zuſchlag zu erheben, der der jeweiligen Poft-Einlieferungsgebühr (P. O. § 30. VII) ente 
ſpricht, im Auslandsverkehr das Doppelte dieſer Gebühr. 

3. Im § 14 „Vervielfältigung von Telegrammen“ find unter IV „60 M“ beide Male zu erſetzen 
durch: 200 M und „120 M“ durch: 400 M. . 
4. Im $ 15 „Seetelegramme“ ift unter IX „120 M“ zu erſetzen durch: 300 M; unter XIII 


„ 


erhält der 2. -Abſ. „Für deutſche Stationen . . r „folgende Faſſung: 
Für deutſche Stationen werden in der Regel erhoben: 
۰ 


۰ 


FFF ˙ . ! . ꝗ] d. % öl,. ̃¾ ũ ],... 


۹ 
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a) 8 Küſtengebühr 
1. eine Grundgebühr von 400 M für jedes Telegramm und 
2. eine Wortgebühr von 200 M für jedes Wort, 
b) als Bordgebühr 
1. eine Grundgebühr von 400 M für jedes Telegramm und 
2. eine Wortgebühr von 200 M für jedes Wort, 
im letzten Abſatz iſt „von 120 M“ zu erſetzen durch: in Höhe des Betrages unter IX. 
5. Im § 17 „Erhebung der Gebühren“ iſt unter IV „60 M“ zu erſetzen durch: 120 M und 
„8 M“ durch: 20 M. 
6. Im 8 22 „Berichtigungstelegramme“ iſt unter I „100 M“ zu erſetzen duch: das Fünffache 
der tarifmäßigen Wortgebühr. 
Die Anderungen unter 1 treten am 1. Februar 1923, die Anderungen unter 2 bis 6 am 
15. Januar 1923 in Kraft. 


Die Inhaber abgekürzter Telegrammanſchriften ſind berechtigt, die in و‎ zum 15. Januar 1923 


zum 1. Februar 1923 zu kündigen; dasſelbe gilt für Vereinbarungen über vegelm 
von Telegrammen ) 3, VII bis IX der Telegraphenordnung). 


Danzig, den 8. Januar 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


14 Verordnung 
zur Anderung der Auweiſung für den Funktelegraphendienſt. 

Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
Geſetzbl. S. 47) wird die Anweifung für den Funktelegraphendienſt vom 15. Juni 1913 nebſt Anderungen 
wie folgt geändert: 

1. Im 8 4 iſt im zweiten Abſatz der Anmerkung zu 2, Punkt 6, „120 Mark“ zu erſetzen 
un 300 M. 
2. Im 8 10 iſt zu erſetzen unter 1. „Für deutſche Stationen“ . . bis . . „100 Mark“ durch: 
Für deutſche Stationen werden in bee Negel erhoben: 
a) als Küſtengebühr 
1. eine Grundgebühr von 400 M für jedes Telegramm und 
2. eine Wortgebühr von 200 M für jedes Wort, 
b) als Bordgebühr 
1. eine Grundgebühr von 400 M für jedes Telegramm und 
2. eine Wortgebühr von 200 M für jedes Wort. 
3. Im § 44, letzter Abſ., iſt „SO Mark“ zu erſetzen durch: 150 Mark. 
Vorſtehende Anderungen treten am 15. Januar 1923 in Kraft. 
Danzig, den 8. Januar 1923. 


Poft: und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 
۱ Zander. 
15 Verordnung 
betreſſend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland, dem Memelgebiet 
und Polniſch Oberſchleſien. 


Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47) wird * Verordnung erlaſſen: 


ige beſondere Zuſtellung 
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Vom 15. Januar 1923 an betragen die Telegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland, dem 
Memelgebiet und Polniſch Oberſchleſien auf allen Entfernungen . 

a) bei gewöhnlichen Telegrammen 80 Mark Grundgebühr und 40 Mark Wortgebühr für jedes Wort, 

b) bei Preſſetelegrammen die Hälfte dieſer Gebühren. 

Die Verordnung betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland (ein- 
ſchließlich Polniſch Oberſchleſien) und dem Memelgebiet vom 5. Dezember 1922 (Geſetzbl. S. 554) tritt 
gleichzeitig außer Kraft. a 

Danzig, den 8. Januar 1923. 


Poft: und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 
16 Verordnung 
betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen (ausſchl. Polniſch 
Oberſchleſien). \ 
Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47) wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: ۳ 


Vom 10. Januar 1923 an beträgt die Telegrammgebühr im Verkehr mit Polen (ausſchl. Polniſch 
Oberſchleſien) auf allen Entfernungen 
a) bei gewöhnlichen Telegrammen 35 M für jedes Wort, mindeſtens 350 M, 
b) bei Preſſetelegrammen die Hälfte dieſer Gebühren. 
Die Verordnung zur Feſtſetzung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen (ausſchl. Polniſch 
Oberſchleſien) vom 5. Dezember 1922 (Geſetzbl. S. 554) tritt gleichzeitig außer Kraft. 
Danzig, den 5. Januar 1923. 


und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig.‏ ]وا 


Zander. 
17 Verordnung a 
betreffend Anderung der Fernſprechgebühren im Verkehr mit Polen (anschl, Polniſch 
Oberſchleſien). 


Auf Grund des § 11 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzbl. S. 133 ff.) 


wird nachſtehende 1 erlaſſen: 
Vom 10. Janunar 1923 an betragen die Fernſprechgebühven im Verkehr mit Polen (ausſchl. 
Polniſch Oberſchleſien) für die Geſprächseinheit von 3 Minuten Dauer 


für, die Entfernung bis 25 n en 160 M 
non 7 " 50 km RT ER SE AS 0 M 
او نج‎ „ N اوه بر رت ون‎ SE 480 M 


und für jede angefangenen weiteren 100 km 240 M. Überſchreiten die Geſpräche die Dauer bond Minuten, 
ſo wird die Gebühr für die überſchießende Zeit nach unteilbaren Geſprächseinheiten von 3 Minuten 
berechnet. 
: Für dringende Geſpräche wird die dreifache Gebühr erhoben. > 

Die Entfernungen werden von Vermittelungsſtelle zu Vermittelungsſtelle nach der Luftlinie gemeſſen. 
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Die Verordnung betreffend Anderung der Fernſprechgebühren im Verkehr mit Polen (ansicht. 
Polniſch Oberſchleſien) vom 5. Dezember 1922 (Geſetzbl. S. 169) tritt gleichzeitig außer Kraft. ۱ 
Danzig, den 5. Januar 1923. 


Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


18 Die Poſtgebühren im Verkehr mit dem Ausland (außer Deutſchland, dem Memelgebiet und Polen) 
werden vom 15. Januar 1923 an wie folgt feſtgeſetzt: : 


e اه وی‎ re er 150 M, 
für jede weiteren 20 g —˙ 75 M, 
VVVCCCVCVCTVCCTCCCC SE Be 90 M, 
Druckſachen für je 500g „ 30 M, 
Blindenſchriftſendungen für je 500 gg.. . . 15 M, 
Geſchäftspapiere für je 50 g.. ESR, 
minen ee 150 M, 
Warenproben für je 50 ggg. 30 M, 
: mindeſtens aber ی‎ 60 M. 39 
Die Gebühr für nicht oder unzureichend freigemachte Brieffendungen beträgt das Doppelte des 
Fehlbetrags, IE 
i ³ ̊ ð ð m 5 90 M, 
die Eilbeſtellgebühr für Briefſendunge n 300 M, 
die Gewichtsg ebühr für Wertkäſtchen für je 50 g - N, 
n ERTEILT . 300 M, 
die befondere Gebühr für Briefnachnahme, vom Abſender zu erheben. .. 30 M, 
die Einziehungsgebühr für jede eingelöſte Briefnachnahme ....... 45 M, 
die Einziehungsgebühr für jedes eingelöſte Poſtauftrags papier 90 M, 
die Vorzeigegebühr für jedes nicht eingelöſte Poſtauftragspapier 60 M. 


Danzig, den 8. Januar 1923. 


Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
J. V. 
Köhler. 


19 Verordnung 
zur Anderung der Poſtſcheckorduung. 


Auf Grund der Artikel 39 und 115 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des § 10 des 
Poſiſcheckgeſetzes wird die Poſtſcheckordnung vom 13. Mai 1921 ۲۰ S. 53 ff.) wie folgt geändert: 

1. Im § 1 Abſ. IV Satz 3 wird ſtatt „12 Mark“ geſetzt 50 Mark. 

2. Im § 2 Abſ. XII wird ſtatt „6 Mark“ geſetzt 25 Mark. 

3. Im § 3 Abſ. IV Ziffer 3 wird ſtatt „6 Mark“ geſetzt 25 Mark. 

4. Im 8 7 Abf. V legter Unterabſatz werden geſetzt ſtatt der Worte „ſchriftlicher Benachrichtigung 


7 


die Worte „Gebühr von 25 Mark.“ 
5. Im 8 7 Abſ. VIII Satz 2 wird ſtatt „6 Mark“ geſetzt: 25 Mark. 8 
6. Im § 8 Abſ. VI wird geſetzt in Ziffer 2 ſtatt „6 Mark“: 25 Mark, in Ziffer 3 ftatt „6 Mark“ 


; . 48 

7. Im § 9 Abſ. IV Unterabſ. 3 Satz 2 wird ſtatt „6 Mark“ geſetzt: 25 Mark. 

8. Im § 9 Abſ. VIII Unterabſ. 2 Satz 1 wird ſtatt „20000 Mark“ geſetzt: 50000 Mark. 

9. Im 5 9 Abſ. VIII Unterabſ. 3 Satz 1 wird ſtatt „2 Mark“ geſetzt: 10 Mark. 
10. Im 8 9 Ab. IX letzter Satz wird ſtatt „6 Mark“ geſetzt: 25 Mark. 
11. Im 8 9 Abſ. X Unterabſ. 1 Satz 5 wird ſtatt „6 Mark“ geſetzt 25 Mark. 
12. Im § 10 Abſ. III wird ſtatt „12 Mark“ geſetzt: 60 Mark. Die Anderungen treten am 

* 


15. Januar 1923 in Kraft. 
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Danzig, den 8. Januar 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Förster. 


Verordnung 
zur Anderung der Poſtordnung. 
Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des § 50 des 


Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 Reichsgeſetzblatt S. 347) wird 
die Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 277ff.) wie folgt geändert: 


S 


Im 8 3 „Aufſchrift“ iſt im Abſ. III im erſten Satze ſtatt „Eilbeſtellung“ zu ſetzen: Eilbeſtellung (8 22 D, 


vorausbezahltes Beſtellgeld ($ 36, IV). 


Im 8 7 „Druckſachen“ ijt im Abſ. XV zu ſetzen ſtatt „1 Mark“: 2 Mark. 

Im 5 12 „Pakete“ iſt im Abſ. W zu ſetzen ſtatt „12 Mark“: 25 Mark. 

Im 8 13 „Einſchreibſendungen“ iff im Abſ. IV zu ſetzen ſtatt „20 Mark“: 40 Mark. 
Im § 14 „Wertſendungen“ erhält der Abſ IL nachſtehende Faſſung: 


II. Der Wert iſt in der Aufſchrift bei Paketen auch auf der Paketkarte, in deutſcher Währung in 
Ziffern anzugeben; bei unverſiegelten Wertpaketen ($ 16 J) hat die Angabe des Wertes in der Paket⸗ 
aufſchrift zu unterbleiben. Der angegebene Wert ſoll den gemeinen Wert der Sendung nicht überſteigen. 


Im 8 15 „Verpackung der Pakete und Wertſendungen“ erhält der Abſ. VII nachſtehende Faſſung: 


VII. Über die beſonderen Anforderungen bei Geldſendungen mit Siegelverſchluß ſ. § 17. 


Im 8 16 „Verſchluß der Pakete und Wertſendungen“ erhält der erſte Satz des Abſ. I nach⸗ 


ſtehende Faſſung: 
Gewöhnliche Pakete, Einſchreibpakete ſowie Wertpakete, bei denen die Wertangabe einen beſtimmten 
von der Poſt feſtzuſetzenden Betrag nicht überſchreitet, müſſen jo verſchloſſen ſein, daß ohne 
Offnen oder Beſchädigen des Verſchluſſes ihrem Inhalt nicht beizukommen iſt. 


In demſelben § (16) erhält der Abf. II nachſtehende Faſſung: 


II. Wertbriefe ſowie Wertpakete, für die die höhere Verſicherungsgebühr nach dem Poſtgebührengeſetz 
entrichtet iſt oder deren angegebener Wert den von der Poſt nach Abſ. I feſtzuſetzenden Betrag über⸗ 
ſteigt, müſſen ſoviel Abdrücke desſelben Siegels in gutem Siegellack erhalten, daß dem Inhalt ohne 
ſichtbare Beſchädigung Der’ Hülle (des Briefumſchlags) oder der Siegel nicht beizukommen iſt; das 
Siegel muß das Gepräge eines Wappens, Namens oder einer ſonſtigen perſönlichen oder eigentümlichen 
Bezeichnung tragen. Als Verſchlußmittel für Wertpakete kann die Poſt neben den Lackſiegeln auch Blei⸗ 


ſiegel und Stahlblechſiegel zulaſſen. Bei Wertbriefen müſſen die Siegelabdrücke ſämtliche Klappen des 


Umſchlags treffen. Über die beſonderen Anforderungen bei Briefen mit Geldſtücken und bei Geld⸗ 
ſendungen mit Siegelverſchluß ſ. § 17. 5 ۱ 


Im 8 17 erhält die Überſchrift nachſtehende Faljung: 


Beſondere Anforderungen an Verpackung und Verſchluß der Briefe mit Geldſtücken und der Geld⸗ 
ſendungen mit Siegelverſchluß. 


۱ 
ER 


ee a See 2 E $ ee I ZEN 
Der erſte Satz des zAbſ. II erhält باه بو‎ en 3 

. TES Bei Geldpaketen im Gewicht bis kg, deren) Wertz 250 000 M nicht überſteigt, 

genügt eine Hülle aus ſtarkem, mehrfach umgeſchlagenem Papier mit guter Verſchnürung und Verſiegelung. 

10. Im 8 18 „Poſtauftröge“, Abſ. IV, iſt im 3. (letzten) Unterabſatz hinter „nach Abzug“ einzuschalten: 
der Einziehungs⸗ und ۱ 

11. In demſelben § (18), Abſ. IX, erſter Unterabſatz, erhält der letzte Satz nachſtehende Faſſung: 

Wenn nicht bei der Poſt eine beſondere Vollmacht für die Annahme von Wechſeln nieder⸗ 
gelegt iſt, gilt jeder als bevollmächtigt, der berechtigt iſt, für die in der Poſtauftragskarte bezeichnete 
Perſon Wertſendungen, deren Wertangabe das Fünffache des für-Poſtanweiſungen feſtgeſetzten Meiſt⸗ 
betrags (8 20, I) überſchreitet, in Empfang zu nehmen (§ 38, VID. 

12. In demſelben § (18), Abſ. XVI, unter Ziffer 2 und 3, iſt ſtatt „12 Mark“ [zu ſetzen: 25 ۰ 

13. In demſelben § (18), Abſ. XVI, iſt hinter Ziffer 3 einzufügen: : 

4. eine Einziehungsgebühr von 1 von jedem angefangenen Tauſend der auf Poſtaufträge zur 
Geldeinziehung und Poſtproteſtaufträge eingezogenen Beträge; E 
die Bezeichnungen der bisherigen Punkte „4“ und „5% find durch 5 und 6 zu erſetzen. 

14. In demſelben 8 (18), Abſ. XVI, iſt unter Ziffer 6 a (bisher 5 a) zu ſetzen ſtatt „120 Mark“: 240, Mark 

15. In demſelben 8 (18), Abi. XVI, zweiter Unterabſ., ift ſigtt „1, 2, 4 und. 5“ zu ſetzen: 1, 2, 4, 5 und ۰ 

16. In demſelben 8 (18), Abſ. XVI, dritter Unterabſ, iſt im dritten Satz hinter „die“ einzufügen: Ein⸗ 
ziehungs⸗,; ferner find in demſelben Unterabſ. die Angaben „(4 a), 4 b und 5“ in (5 a), 5b und ۶ 
abzuändern. 

17. Im § 19 „Nachnahmeſendungen“, Abſ. III, iſt im Unterabſ. hinter „nach Abzug“ einzufchalten; der 
Einziehungs⸗ und Sodann iſt in der Klammer hinter „Zahlkartengebühr“ die Ziffer „4 
abzuändern in 5. 

18. In demſelben § (19), Abſ. XI, iſt unter Ziffer 2 und 3 ſtatt „12 Mark“ zu ſetzen: 25 Mark. 

19. In demſelben § (19), Abſ. XI iſt hinter Ziffer 3 einzufügen: 1 

4. eine Einziehungsgebühr von 1 von jedem angefangenen Tauſend des eingezogenen Nach⸗ 

nahmebetrags; 
Die Bezeichnung des bisherigen Punktes „4“ iſt durch 5 zu erſetzen. 

20. In demſelben 8 (19), Abſ. XI, letzter Unterabs., iſt im dritten Satz hinter „Die“ einzufügen: Ein⸗ 
ziehungs⸗; ferner iſt die Angabe „(4)“ zu ändern in (4 und 5). 

21. Im 8 20 „Poſtanweiſungen“ unter a) Gewöhnliche Poſtanweiſungen, iſt im .الا‎ I ſtatt „20 000“ zu 

N ſetzen „50 000“. ۱ 5 a 
£ 22. In demſelben § (20) iſt im Abſ. XV, Ziffer 3, zu ſetzen ftatt „12 Mar : 25, Mark. 
23. Im § 21 „Poſtkreditbriefe“, Abſ. VI, Ziffer 2, ift zu ſetzen ftatt „50 Pfennig“: 30 Pfennig. 
24. Im 8 22 „Durch Eilboten zu beſtellende Sendungen“ erhält Abſ. V folgende Faſſung: 

V Für die Eilbeſtellung find zu entrichten, 

A, wenn ſie der Abſender vorausbezahlt, ِ EIS 

1. für jede Briefſendung, jede Poſtanweiſung / jeden Wertbrief, jeden Ablieferungsſchein, jede 


Paketkarte 5 
ie Dalo ma فا‎ a u LOTS 60 Mark, 
„ Pl . 8 سب‎ 
2. für jedes Paket leinſchl. der zugehörigen Paketkarte) 
im Ortsbeſtellbezirk bei einem Gewicht des Pakets bis 10 g 125 Mark, 
im Ortsbeſtellbezirk bei einem Gewicht des Pakets über 10 kg ° 125 
im Landbeſtellbezirk bei einem Gewicht des Pakets bis 10 kg 250 5 
im Landbeſtellbezirk bei einem Gewicht des Pakets über ge 900 en 


Abweichend von den unter 1 und 2 für den Landbeſtellbezirk angegebenen Sätzen hat der en 


im Landbeſtellbezirk des Aufgabe⸗Poſtorts die wirklichen Botenkoſten zu zahlen, min 


25. 


38. 
34. 


35. 


37. 


۷ ۱ 


5 die für den betreffenden Fall ۱ Ortsbeſtellbezirk vorauszuzahlenden Beträge. gur 


Deckung der Koſten hat der Abſender auf Verlangen einen angemeſſenen Betrag zu hinterlegen; 


B. wenn der Empfänger den Botenlohn zu zahlen hat, bei allen Sendungen die wirklichen Boten⸗ 


koſten, mindeſtens aber die unter A für den betreffenden Fall im Ortsbeſtellbezirk vorgeſehenen Sätze. 
In demſelben § (22) ift im Abſ. VI unter 1 ſtatt „20 Mark“ zu ſetzen: 40 Mark; 
ſtatt der Angaben ;unter 2 und 3 folgendes zu ſetzen: 
2. wenn nur Paketkarten oder nur Pakete oder Paketkarten und Pakete abgetragen werden, 
mindeſtens die nach V A unter 2 für den Ortsbeſtellbezirk vorgeſehenen Botenlöhne. Werden i in 
dieſem Fall außerdem Briefſendungen abgetragen, ſo ſind für jede Briefſendung 40 Mark zu erheben. 


26. Im § 23 „Bahnhofsbriefe iſt im Abſ. IV zu ſetzen 


ſtatt „720 Mark“: 1500 Mark, 
ſtatt „240 Mark“: 500 Mark. 


In demſelben (§ 23), iſt zu ſetzen im Abſ. VI im 1. Unterabſ. 


{tat „2 Mark“: 5 Mark, 

ſtatt „20 Mark“: 50 Mark; 
im 2. Unterabſ. 

ftatt „10 Mark“: 25 ۰ 


„Im § 25 „Briefe mit Zuſtellungsurkünde“ iſt im ۰ VII, Ziffer 2, zu ſetzen ſtatt „20 Mark“: 


40 Mark. 


. Im $ 26 „Rückſchein“ it im Abſ. II zu ſetzen ſtatt „20 Mark“: 40 Mark. 
In demſelben 8 E60), Abſ. IV, ſind die Angaben „der doppelten Gebühr“ (II) zu erſetzen durch: 


eine Gebühr von 60 Mark. 


. Im § 29 „Ort der Einlieferung“ iſt zu ſetzen 


im Abf. I, Unterabf., ſtatt „4 Mark“: 10 Mark, 
im Abſ. 1y ftatt „24 Mark“: 50 Mark, 
im Abſ. VII ſtatt „4 Mark“: —10 Mark, 
ſtatt „12 Mark“: 25 Mark, 
ſtatt „24 Mark“; 50 Mark. 


Im 8 30 „Zeit der Einlieferung“ erhält der este Satz des Abſ. VIII nachſtehende Faſſung: 


VIII. Geſtatten es die örtlichen Verhältniſſe, ſo nehmen Poſtanſtalten Einſchreibſendungen, 
unverſiegelte Wertpakete (§ 14, II und 16, I) und gewöhnliche Pakete, Poſtanſtalten mit 
Telegraphenbetrieb telegraphiſche Poſtanweiſungen, ſelbſtändige Telegraphenanſtalten Einſchreib⸗ 
briefſendungen außerhalb der Schalterſtunden an. 

In demſelben § (30) tift im Abſ. VIII, letzter Satz, zu ſetzen ſtatt „24 Mark“: 50 Mark. 
Im § 33 „Zurückziehen von Poſtſendungen und Zeitungsbeſtellungen; Andern von Auffchriften“ iſt 
zu ſetzen im Abſ. VI, Ziffer 3 ſtatt „12 Mark“: 25 Mark, 

im Abſ. VII ſtatt „8 Mark“: 15 Mark, 

im Abſ. X ſtatt „16 Mark“: 30 Mark, 

ſtatt „8 Mark“: 15 Mark, 

im Abſ. XII ſtatt „8 Mark“: 15 Mark. 
Im § 36 „Beſtellung und Beſtellgebühren“, Abſ. I, iſt unter Ziffer 1b am Schluſſe hinter „über⸗ 
ſteigt“ hinzuzufügen: und auf Sendungen mit Sammelüberweiſungen von Zeitſchriften. 


In demſelben § (36), Abſ. I, erhält der Wortlaut unter Ziffer 1c nachſtehende Faſſung: 


c) auf Wertſendungen bis zu einer von der Poſt feſtzuſetzenden Wertgrenze, wenn der etwaige 
Nachnahmebetrag 10000 Mark nicht überſteigt. 

In demſelben § (36), Abſ. I, iſt unter Ziffer 2 b hinter „Pakete“ einzuſchalten: und auf Sendungen 

mit Sammelüberweiſungen von Zeitſchriften. 
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38. 


42. 


43. 


44. 


45. 


46. 


47. 


48. 


* si 
In demſelben § (36) ift hinter Abſ. III folgender neue Abf. einzuſchalten: £ 
IV. Für die Beſtellung der Pakete werden erhoben für jedes Paket bis 10 kg 0 Mark, jedoch für 
jedes Zeitungspaket ($ 12, VI) 25 Mark, für jedes Paket über 10 kg 100 Mark. 
Eine Beſtellgebühr in dieſer Höhe wird auch erhoben, wenn ein Paket nach vergeblichem 
Beſtellverſuch abgeholt wird. 
Wird nur die Paketkarte beſtellt, ſo wird eine beſondere Beſtellgebühr nicht erhoben. 
Wegen der Eilſendungen ſ. § 22. 
Die Verweigerung der Zahlung der Beſtellgebühr gilt als Annahmeverweigerung. 
Der Abſender kann die Beſtellgebühr für Pakete vorausentrichten. Er hat dann in der 
Aufſchrift des Pakets und auf der Paketkarte in hervortretender Weiſe anzugeben „Beſtellgeld 
bezahlt“. Vorausbezahlte Beſtellgebühr wird nicht erſtattet, wenn am Beſtimmungsort die 
Sendung abgeholt wird (§ 42) oder nur die Paketkarte beſtellt wird. Über Anrechnung voraus⸗ 
bezahlten Beſtellgelds bei Rückgabe eines unbeſtellbaren Pakets ſ. § 46, II. 


„In demſelben § (36) erhalten Abſ. IV bis VII die Bezeichnung V bis VIII. Sodann iſt im Abſ. VI: 


(bisher W) ſtatt „AO Mark“ zu ſetzen: 80 Mark. 


In demſelben § (36), Abſ. VII (bisher VI), ift zu ſetzen: ſtatt „75 Pfennig“: 1. Mark 50 Pfennig, 


ſtatt „1 Mark 50 Pfennig“ (an 2 Stellen): 3 Mark. 


. In demſelben § (36), Abî. VII (bisher VI), iſt als neuer Unterabſatz nachzutragen: 


Für Sammelüberweiſungen beträgt das Beſtellgeld monatlich bei monatlich einmaligem 
oder ſeltnerem Erſcheinen 1 Mark 50 Pfennig, bei häufigerem Erſcheinen 3 Mark für je 10 Stück 
oder angefangene 10 Stück der von einem Verleger für denſelben Empfänger angemeldeten 
Zeitſchriften. 

In demſelben § (36), Abſ. VIII (bisher VII), iſt am Schluſſe, hinter „beginnt“, nachzutragen: 

Fiouür Verlagsſtücke (5 28, VII) und Sammelüberweiſungen iſt das Beſtellgeld vom Ver⸗ 
leger zu entrichten. 

Im $ 36a „Gebühren für Sendungen im Orts- und Nachbarortsverkehr“ find zu erſetzen unter 

Ta) „4 M“, „8 M“ und „12 M“ durch 
„5 M“, „10 M“ und „15 M“ ferner 
„8 M“, „16 M“ und „24 M“ durch 
„10 M“, „20 M“ und „30 M“; 
unter Ib) „3 M“ und „6 M“ durch ۰ 
„4 M“ und „8 M“. 

Im § 38 „An wen die Sendungen auszuhändigen find” it im Abſ. III zu ſetzen ſtatt „16 Mark“: 

30 Mark. ۹ 

In demſelben § (38) find im Abſ. IV die Worte „von Wertpaketen bis 10000 Mark“ zu erſetzen 

durch: von unverſiegelten Wertpaketen ($ 14, II und 16, D. f 

In demſelben § (38) iſt im Abſ. V die Angabe „Wertangabe bis 10000 Mark“ zu erſetzen durch 

unverſiegelte Wertpakete (§ 14, II und 16, I). 

In demſelben § (38) erhält der erſte Satz des Abſ. VII nachſtehende Faſſung: 

VII. Einſchreibbriefſendungen ſowie Wertbriefe und verſiegelte Wertpakete (§ 16, II) bis zum Fünf⸗ 
fachen des für Poſtanweiſungen feſtgeſetzten Meiſtbetrags (§ 20, I) oder die zugehörenden Ab⸗ 
lieferungsſcheine, Benachrichtigungszettel und Paketkarten (§ 36, I) ſowie Poſtanweiſungen nebſt 
den Geldbeträgen ($ 20, I) werden bei der Beſtellung, wenn der Empfänger oder fein Bevoll⸗ 
mächtigter in der Wohnung nicht angetroffen oder der Beſteller nicht vorgelaſſen wird, an ein 
erwachſenes Familienglied ausgehändigt. 

In demſelben § (38) erhält der erſte Satz des Abſ. XI folgende Faſſung: 


XI. Einſchreibbriefſendungen, Wertbriefe, Poſtanweiſungsbeträge, verſiegelte Wertpakete ) 16, 1 E | 
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ferner gewöhnliche Pakete, eingeſchriebene Palete und unverſiegelte Wertpakete تج‎ 1 und 16, D 

gegen Rückſchein dürfen nur gegen Empfangsbeſcheinigungen ausgehändigt werden: 
49. Im 8 40 „Poſtlagernde Sendungen“ iſt im Abf. 1 am Schluſſe des erſten Satzes hinter auſbewahrt⸗ 
nach Erſetzung des Punktes durch einen Strichpunkt einzufügen: 9 
jedoch ift die Poſt berechtigt, Pakete mit dem Vermerk „Poſtlagernd⸗ unter Erhebung von Paket⸗ 
beſtellgeld ($ 36, IV) dem Empfänger ins Haus ſenden (beſtellen) zu laſſen, wenn er im Orts⸗ 
oder Landbeſtellbezirk der Beſtimmungspoſtanſtalt anſäſſig ift. 
„In demſelben § (40) iſt im Abf. III zu ſetzen ſtatt „4 Mark“: 10 Mark. 
In demſelben § (40) ift dem Abſ. III folgender neuer Unterabſatz hinzuzufügen: Wird ein poſt⸗ 
lagerndes Paket beſtellt, jo wird die Beſtellgebühr (8 36, IV), im Falle der en das Eil⸗ 
beſtellgeld ($ 22, X) erhoben. 
In demſelben § (40) tft zu ſetzen 
im Abſ. V ſtatt „40 Mark“: 80 Mark, 
„ „ VI, „20 Mark“: 40 Mark, 1 

„ VO „ „24 Mark“: 50 Mark. 
„Im 8 41 Potetlagergebühr iſt zu ſetzen: i \ 
im Abſ. I ftatt „6 Mark“: 15 Mark, 
„ „ III „ „360 Mark“: 900 Mark. 
„Im § 42 „Abholen der Sendungen“ it zu ſetzen im Abſ. I und II ſtatt „16 Mark“ jedesmal: 
30 Mark; im Abſ. V im 1. Abf. ſtatt „48 Mark“: 100 Mark, im 2. Abj. ſtatt „144 Mark“: 300 Mark; 
im ۰ ۳1 ftatt „600 Mark“: 1200 Mark, ſtatt „900 Mark“: 1800 Mark. 
Im 5 43 „Aushändigung der Sendungen und Geldbeträge gegen Rückgabe der Paketkarten uſw.“, 
Abſ. I, iſt in der erſten Klammer zu ſetzen: ſtatt „§ 36, I und IV“, 8 36 I und V. 
Im 8 44 „Nachſendung der Poſtſendungen uſw.“ find im Abſ. IV zu Anfang des zweiten Satzes 
die Worte „Für andere Sendungen“ zu ſtreichen. Dafür iſt zu ſetzen: 

Hinſichtlich der Erhebung von Beſtellgebühren ($ 36, IV) werden nachgeſandte Pakete 
ebenſo behandelt wie andere eingegangene Pakete. Für andere Sendungen als Pakete und 
Werendenge n ۲ 

In demſelben § (44) ift im Abſ. VI zu fegen ſtatt „16 Mark“: 30 Mark. 
Im § 45 „Behandlung unbeſtellbarer Poſtſendungen am Beſtimmungsorte⸗ it im Abſ. IV zu ſetzen 
ſtatt „25 Mark“: 60 Mark. 
„Im § 46 „Behandlung unbeſtellbarer und unzuläſſiger Poſtſendungen uſw.“ iſt am Schluſſe des 
Abſ. II nachzutragen: 

Vorausbezahltes Paketbeſtellgeld (§ 36, IV) wird dabei angerechnet aber nicht erſtattet, wenn 
das Paket abgeholt wird. 
Im 8 47 „Laufſchreiben über Poſtſendungen, Anträge auf Anſtellung, Nachforſchungen, e 
von Doppeln“ iſt im Abſ. J zu ſetzen ſtatt „25 Mark“: 60 Mark. 
51. In demſelben § (47) iſt im Abſ. III zu ſetzen ſtatt „12 Mark“: 25 Mark. 

62. Im 8 48 „Nachlieferung von Zeitungen“ iſt zu ſetzen ſtatt „15 Mark“: 25 Mark. 

63. Im 8 50 „Zahlung der Gebühren“ iſt im Abſ. VI zu ſetzen ſtatt „20 Mark“: 40 Mark. ۱ 

Vorſtehende Anderungen unter Nr. 1 bis 34, 36, 38, 39 und Nr. 43 bis Nr. 63 treten am 

15. Januar 1923, unter Nr. 35, 37, 40, 41 und 42 am 1. April 1923 in Kraft. | 


Danzig, den 9. Januar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Förster. 
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91 Verordnung. 


Auf Grund des Artikel IV des Geſetzes betr. Anderungen der Beſtimmungen über Schöffen und 
Geſchworene vom 15. September 1922 — Geſetzblatt S. 413 — wird hiermit folgendes verordnet: 
f Bei dem Wuchergericht Danzig hat die Heranziehung der Schöffen bis zum 28. Februar 1923 
nach den bisherigen Beſtimmungen, vom 1. März 1923 ab nach den neuen Beſtimmungen 
zu erfolgen. 
Danzig, den 3. Januar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt ie, 
Sahm. Dr. Frank. 


22 Verordnung 
zur Anderung der geſetzlichen Poſtſcheckgebühren. 

Auf Grund des § 1 des Geſetzes vom 16. Dezember 1911 betreffend Anderung der Ioffe, Poſt⸗ 
ſcheck⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren wird der § 5 des Poſtſcheckgeſetzes vom 26. März 1914 in der 
Faſſung der Verordnungen vom 11. November und 9. Dezember ig (Geſetzbl. S. 500 u. 553) wie 
folgt" geändert: 156 

5 § 5. 


Die Gebühren betragen 
1. für eine Bareinzahlung mit Zahlkarte bei Beträgen 

N EV Er N چا‎ 15 Mark 

b) von mehr als 1000 Mark bis 5000 Mark 20 

c) von mehr als 5000 Mark bis 10 000 Mark 30 

d) von mehr als 10 000 Mark bis 20 000 Mark 50 

e) von mehr als 20 000 Mark bis 30 000 Mark 70 

f) von mehr als 30 000 Mark bis 40 000 Mark 90 

g) von mehr als 40 000 Mark bis 50 000 Mark 110 

und für jede weitere 10 000 Mark oder einen Teil dieſer Summe 20 Mark mehr. 

Für bargeldlos beglichene Zahlkarten wird dieſelbe Gebühr, im Höchſtfalle jedoch eine 
Gebühr von 100 M für eine Zahlkarte, erhoben. ۱ 
2. a) für jede von der Zahlſtelle des Poſtſcheckamts bargeldlos und für jede in den ۶ 

rechnungsſtellen der Reichsbank beglichene Auszahlung 1 vom Tauſend des im Scheck 
angegebenen Betrags, 

b) für jede Barauszahlung durch die Zahlſtelle des Poſtſcheckamts ſowie für die Überſendung 
eines Schecks durch das Poſtſcheckamt an eine Poſtanſtalt und fär die weitere Behandlung 
des Schecks bei dieſer 3 vom Tauſend des im Scheck angegebenen Betrags. 

Die Mindeſtgebühr beträgt 1 Mark. Im übrigen werden Gebührenbeträge unter 


50 Pfennig nach unten und Beträge von 50 Pfennig und mehr nach oben auf volle Mark AR 


abgerundet. 

Die Gebühren zu 1 find vom Einzahler, die Gebühren zu 2 vom Auftraggeber 

zu entrichten. f 

Dieſe Verordnung tritt am 15. Januar 1923 in Kraft. 


Danzig, den 12. Januar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Förster. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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